
Aktenzeichen: 5 AZR 597/92 
Bundesarbeitsgericht 5. Senat

I. Arbeitsgericht 
Kassel

Urteil vom 12. Januar 1994
- 5 AZR 597/92 -
Urteil vom 18. September 1991
- 2 Ca 112/91 -

II. Landesarbeitsgericht 
Frankfurt am Main

Urteil vom 10. März 1992 
- 5 Sa 1480/91 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Lohnüberzahlung; Wegfall der Bereicherung

Gesetz:
BGB § 812 Abs. 1; § 818 Abs. 3; § 242 (Verwirkung)

Leitsatz:
Wendet der Arbeitnehmer gegenüber einem Anspruch auf Gehalts­
überzahlung den Wegfall der Bereicherung ein, so kommen Er­
leichterungen der Darlegungs- und Beweislast regelmäßig nur 
dann in Betracht, wenn er nicht zu den Besserverdienenden ge­
hört.

Hinweise des Senats: Zur Veröffentlichung in der Fachpresse 
ist nur Abschnitt B. III. bestimmt
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5 AZR 597/92

Im Namen des Volkes!5 Sa 1480/91 Frankfurt am Main
Verkündet am 
12. Januar 1994
Clobes,Amtsinspektor
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

Urteil

In Sachen

pp.

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 24. November 1993 durch den Vor­
sitzenden Richter Prof. Dr. Thomas, die Richter Dr. Gehring 
und Dr. Reinecke sowie die ehrenamtlichen Richter Enck und 
Hecker für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Frankfurt am Main vom 
10. März 1992 - 5 Sa 1480/91 - aufgehoben.
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2

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten der Revision, 
an das Landesarbeitsgericht zurückverwiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten um die Rückzahlung von Gehaltsüberzah­
lungen .

Der Beklagte war seit dem 15. Juni 1982 als Außendienstmit­
arbeiter bei der Klägerin beschäftigt. Der schriftliche Arbeits­
vertrag sah für Ergänzungen oder Änderungen die Beachtung der 
Schriftform vor.

Der Beklagte erhielt Dienstfahrzeuge, die er jeweils auch 
privat nutzen durfte. In einer internen Mitteilung des Geschäfts­
führers der Klägerin an die Personalstelle vom 18. Mai 1983 heißt 
es dazu:

Ab 1.5.83 steht Herrn H ein Firmen Kfz.
zur Verfügung, das von ihm auch privat genutzt 
wird. Bitte tragen Sie dafür Sorge, daß dies ent­
sprechend steuerlich berücksichtigt wird. Der 
Kaufpreis des Wagens beträgt 17.000,- DM. Gleich­
zeitig wird Herr H im Gegenzug für die
private Nutzung DM 400,- pro Monat zahlen. Der 
Betrag ist bei der Gehaltsabrechnung direkt in 
Abzug zu bringen.

Daneben ist handschriftlich vermerkt: " mtl. DM 400,- in Abzug 
bringen. (Im Juni DM 800,-)".
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Dementsprechend weist die Gehaltsabrechnung für den Monat 
Juni 1983 einen "Abschlag" von 800,—  DM und weisen die 
Abrechnungen für Juli bis Oktober 1983 "Abschläge" von je 
400,—  DM aus.

In einer weiteren internen Mitteilung des Geschäftsführers 
der Klägerin vom 2. November 1983 an die Personalstelle heißt es:

Aus gegebenem Anlaß berücksichtigen Sie bitte bei 
der nächsten Gehaltszahlung an Herrn H 
die nachstehenden Änderungen:
a) Die KfZ-Selbstbeteiligung ist vom Bruttogehalt 

abzuziehen.
b) Zusätzlich zum Gehalt wird monatlich eine fixe 

Provisionsabschlagszahlung in Höhe von
DM 300,—  ausgezahlt.

Dementsprechend weisen die folgenden Gehaltsabrechnungen für die 
Monate ab November 1983 keine Abschläge mehr aus. Das Festgehalt 
des Beklagten minderte sich um 400,—  DM auf 3.600,—  DM; er 
erhielt jeweils "Provision" in Höhe von 300,—  DM monatlich. Ab 
März 1984 erhöhte sich das Festgehalt wieder.

In den Gehaltsabrechnungen für die Monate Juni 1984 und Au­
gust bis Dezember 1984 erscheint bei der Berechnung des Brutto­
verdienstes jeweils ein Posten "Geldw. Vorteile", der jeweils 
zwischen 173,—  und 221,—  DM liegt.

In der handschriftlichen Gehaltsabrechnung für Januar 1985 
ist für "Pkw-Überlassung" ein Bruttoentgeltbestandteil von 
173,—  DM aufgeführt. Ursprünglich schloß die Abrechnung mit
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einem auszuzahlenden Betrag, von 3.792,82 DM. Später wurde die 
Abrechnung verbessert und euch ein Nettobetrag von 173,—  DM für 
Pkw-Überlassung abgezogen, so daß sie nunmehr mit einem auszu­
zahlenden Betrag von 3.619,82 DM endete. Die am 21. Februar 1985 
für Februar 1985 erstellte maschinelle Gehaltsabrechnung wies ei­
nen Bruttogehaltsbestandteil und einen Nettoabzug von jeweils 
173,—  DM für "Pkw-Überlassung" aus. In der am 4. März 1985 er­
stellten zweiten Gehaltsabrechnung für Februar 1985 erscheint der 
Posten von 173,—  DM für Pkw-Überlassung nur noch -?is Bruttoge­
haltsbestandteil. Es wurde kein Nettobetrag für Pkw-Übex:assung 
mehr abgezogen, so daß die zweite Februarabrechnung mit einem ow\ 
173,—  DM höheren Auszahlungsbetrag abschloß.

Auch sämtliche Gehaltsabrechnungen für die Monate ab März 
1985 weisen für Pkw-Überlassung Bruttobeträge aus. Für die Monate 
Januar bis November 1986 waren es jeweils 240,—  DM, für den Mo­
nat Dezember 1986 2.699,40 DM, so daß sich für 1986 ein Gesamt­
bruttobetrag von 5.339,40 DM für Pkw-Überlassung ergibt. In den 
Monaten Januar bis Dezember 1987 wurden jeweils 444,95 DM brutto, 
insgesamt im Jahr 1987 also ebenfalls 5.339,40 DM brutto für Pkw- 
Überlassung angesetzt.

Für die Monate Mai 1985 bis Oktober 1987 wurden jeweils 
100,—  DM netto", für die Zeit von Januar 1986 bis Oktober 1987 
also insgesamt 2.200,—  DM netto für Pkw-Überlassung abgezogen, 
so daß sich in diesen Monaten ein um 100,—  DM geminderter Aus­
zahlungsbetrag ergab. Für die Monate ab November 1987 wurden für 
Pkw-Überlassung keine Nettobeträge mehr abgezogen.
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In den Monaten Januar 1988 bis Februar 1990 wurden unter­
schiedliche Bruttobeträge für die Pkw-Überlassung angesetzt, und 
zwar für 1988 insgesamt 7.060,74 DM, für 1989 7.379,40 DM und für 
die Monate Januar und Februar 1990 718,51 DM und 319,25 DM. Für 
März 1990 liegt eine Gehaltsabrechnung nicht vor. Die Klägerin 
behauptet, daß in diesem Monat ein Bruttobetrag von 468,88 DM an­
gesetzt wurde. Unter Berücksichtigung dieses Betrages ergibt sich 
für 1980 ein Gesamtbruttobetrag von 1.406,64 DM und für die Zeit 
von Januar 1986 bis März 1990 ein Gesamtbruttobetrag für Pkw- 
Überlassung in Höhe von 26.525,58 DM.

Ende 1989 kündigte der Beklagte sein Arbeitsverhältnis zum 
31. März 1990. Nachdem die Klägerin ihn dann ab dem 3. Januar 
1990 von der Arbeit freigestellt hatte, führte der hiesige Be­
klagte einen Arbeitsgerichtsprozeß auf Weiterbeschäftigung vor 
dem Arbeitsgericht Giessen (3 Ca 34/90), der durch einen Ver­
gleich beendet wurde.

Bei einer Lohnsteueraußenprüfung Ende 1990 wurde festge­
stellt, daß für die private Pkw-Nutzung keine oder nur zu geringe 
Nettobeträge abgesetzt wurden.

Es liegt eine Aufstellung des Finanzamts vor, wonach für die 
Jahre 1986 und 1987 jeweils 5.339,—  DM, für 1988 7.060,—  DM und 
für 1989 7.379,—  DM zu versteuern sind. Das Finanzamt hat sich 
eine Lohnsteuerbruttonachforderung von 12.460,88 DM und eine Net­
toübernahmesteuer von 7.780,82 DM, insgesamt also eine Forderung 
von 20.241,30 DM, gegen die Klägerin errechnet.
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Die Klägerin begehrt vom Beklagten die Rückzahlung von 
26.525,58 DM abzüglich einer nachzuzahlenden Provision von 
2.416,76 DM, insgesamt also 24.108,85 DM. Sie hat vorgetragen: 
Dieselben Beträge, die ab 1986 als Bruttobeträge für Pkw-Überlas- 
sung angesetzt worden seien, hätten auch als Nettobeträge abge­
setzt werden müssen. Dies sei versehentlich und nicht etwa bewußt 
unterlassen worden. Daher sei der Beklagte in dieser Höhe über­
zahlt worden. Die in den Gehaltsabrechnungen von Januar 1986 bis 
Oktober 1987 abgezogenen Nettobeträge von jeweils 100,—  DM, ins­
gesamt also 2.200,—  DM, seien nicht zugunsten des Beklagten zu 
berücksichtigen, da sie nicht den Sachwert der Pkw-Überlassung 
beträfen, sondern einen Mehrbetrag der Leasingkosten darstellten, 
der aufgrund einer vom Beklagten gewünschten Bereitstellung eines 
höherwertigen Fahrzeuges angefallen sei. Auf den Wegfall der Be­
reicherung könne sich der Beklagte nicht berufen. Hierfür habe er 
die Beweislast. Ein Anscheinsbeweis sei nicht möglich. Die Be­
weiserleichterungen, die die Rechtssprechung für untere und mitt­
lere Einkommensgruppen aufgestellt habe, seien hier nicht anwend­
bar, da der Beklagte 5.000,—  DM netto und mehr verdient habe.

Die Zahlungsverpflichtung ergebe sich noch aus einem anderen 
- steuerlichen - Gesichtspunkt. Bei der streitgegenständlichen 
Forderung gehe es um Beträge, die sie, die Klägerin, letztendlich 
an das zuständige Finanzamt abführen müsse. Alleiniger Schuldner 
der Lohnsteuer sei der Arbeitnehmer; der Arbeitgeber hafte nur 
für ihre Einbehaltung und Abführung. Wäre sie, die Klägerin, aus 
wirtschaftlichen Gründen nicht in der Lage, die Steuern abzufüh­
ren, so müsse sie der Beklagte direkt bezahlen. Der Steuerforde-
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rung gegenüber könne er sich nicht auf den Wegfall der Bereiche­
rung berufen. Nichts anderes könne gelten, wenn nunmehr sie, die 
Klägerin, verpflichtet sei, die Steuern zu entrichten.

Die Klägerin hat beantragt,

den Beklagten zu verurteilen, an die Klägerin 
24.108,85 DM nebst 4 % Zinsen seit dem 15. Januar 
1991 zu zahlen.

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Er hat 
vorgetragen: Die Forderung bestehe schon deshalb nicht, weil man 
sich darauf geeinigt habe, keine Nettobeträge abzusetzen, um den 
sich aus der Steuerprogression in Verbindung mit den steigenden 
Neuwagenwerten entstehenden Nachteil für den Beklagten zu mil­
dern. Eine solche Verabredung habe er ab Oktober 1987 mit dem Ge­
schäftsführer der Klägerin, Herrn K , getroffen. Unabhängig da­
von sei die Bereicherungsforderung in Höhe von 2.200,—  DM nicht 
entstanden, weil ihm für Pkw-Nutzung in den Monaten Januar 1986 
bis Oktober 1987 jeweils 100,—  DM abgezogen worden seien. Im üb­
rigen sei die Bereicherung weggefallen. Es habe sich um eine ver­
hältnismäßig geringfügige Überzahlung gehandelt. Schwankungen der 
Höhe des Einkommens führten zu Schwankungen im Lebensstandard, 
weshalb eine Vermutung für den Wegfall der Bereicherung dann ein­
trete, wenn die Überzahlung verhältnismäßig gering sei und keine 
besonderen Rücklagen gebildet worden seien. Schließlich ergebe 
sich der Wegfall der Bereicherung daraus, daß er in den Jahren 
1986 bis 1990 jeweils mehrwöchige Urlaubsreisen unternommen habe, 
die insgesamt 31.530,—  DM gekostet hätten. Im Hinblick auf die
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Steuernachforderungen des Finanzamts hat der Beklagte die Auffas­
sung vertreten, eine solche könne nicht entstanden sein, weil der 
Bruttobetrag für die Pkw-Überlassung bereits korrekt versteuert 
worden sei. Weiter hat der Beklagte die Einrede der Verjährung 
erhoben.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Die Berufung 
blieb erfolglos. Mit der durch Senatsbeschluß vom 14. Oktober 
1992 zugelassenen Revision verfolgt die Klägerin ihr Klageziel 
weiter.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist begründet. Sie führt zur Zurückverweisung 
der Sache. Aufgrund der bisherigen Feststellungen kann noch nicht 
beurteilt werden, ob die Klage begründet ist.

A. Die Klägerin hat ihrer auf Zahlung von 24.108,85 DM gerich­
teten Klage zwei Begründungen gegeben. Sie verlangt Rückzahlung 
der in den Jahren ab 1986 überzahlten Bezüge in Höhe der Klage­
forderung. Weiter macht sie einen Anspruch auf Lohnsteuererstat­
tung in Höhe von 20.241,30 DM geltend. Das sind aber zwei ver­
schiedenen Streitgegenstände und nicht nur zwei verschiedene Be­
gründungen desselben Anspruchs. Das haben sowohl die Parteien wie 
auch die Vorinstanzen übersehen. Das Landesarbeitsgericht hat of­
fenbar nur über den Anspruch auf Gehaltsüberzahlung entschieden. 
Schon aus diesem Grund erweist sich das Urteil als fehlerhaft und 
ist die Zurückverweisung der Sache erforderlich.
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Zunächst ist zu klären, in welchem Verhältnis die beiden An­
sprüche zueinander stehen sollen. Es liegt nahe, daß die Klägerin 
den Anspruch auf Erstattung der Lohnsteuer nur für den Fall gel­
tend machen will, daß ein Anspruch auf Gehaltsrückzahlung nicht 
gegeben ist.

B.l. Das Landesarbeitsgericht hat die Klage mit folgender Begrün­
dung abgewiesen: Ein etwaiger Anspruch der Klägerin sei verwirkt. 
Ein Recht sei verwirkt, wenn der Berechtigte es längere Zeit hin­
durch nicht geltend gemacht habe und der Verpflichtete sich nach 
dem gesamten Verhalten des Berechtigten darauf habe einrichten 
dürfen und auch eingerichtet habe, daß dieser das Recht auch in 
Zukunft nicht geltend machen werde. Für die Ansprüche eines Ar­
beitgebers auf Rückforderung von überzahlter Vergütung seien die 
allgemeinen Grundsätze der Verwirkung anwendbar. Auch wenn die 
Klägerin nicht gemerkt habe, daß sie in ihren Abrechnungen die 
Beträge für die Pkw-Überlassung vom Nettogehalt nicht wieder ab­
gezogen habe, könne eine Verwirkung eintreten, da Kenntnis des 
Berechtigten vom Bestehen des Rechts nicht erforderlich sei, 
ebensowenig ein Verschulden. Das sogenannte Umstandsmoment der 
Verwirkung, also der Vertrauenstatbestand, sei spätestens durch 
den Abschluß der arbeitsgerichtlichen Auseinandersetzung vor dem 
Arbeitsgericht Giessen eingetreten. In der mündlichen Verhandlung 
sei die Pkw-Nutzung ausdrücklich angesprochen worden. Die Nutzung 
des Pkw bis 31. März 1990 sei in Ziff. 1 des Vergleichs geregelt 
worden, und zwar dahingehend, daß der Beklagte die im Rahmen der 
üblichen Benutzung anfallenden Kosten zu tragen habe. Unter 
Ziff. 2 sei ausdrücklich die Vergütung bis zum 31. März 1990 ge­
regelt worden. Daher habe der Beklagte darauf vertrauen können,
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daß die bisher gehandhabte Regelung von der Klägerin auch so ge­
wollt sei und er nicht mit irgendwelchen Forderungen zu rechnen 
habe. Nachdem fast ein weiteres Jahr verstrichen sei, bis die 
Klägerin ihre Ansprüche dem Beklagten gegenüber geltend gemacht 
habe, sei auch das Zeitmoment der Verwirkung eingetreten. Bereits 
etwa zwei bis drei Monate nach dem tatsächlichen Ausscheiden des 
Beklagten aus dem Arbeitsverhältnis habe er mit irgendwelchen 
Nachforderungen nicht mehr zu rechnen gehabt, insbesondere da der 
Lebenssachverhalt, aus dem die Nachforderung stamme, nämlich die 
Privatnutzung des Pkw, ausdrücklicher Gegenstand der Vergleichs­
verhandlung der Parteien gewesen sei. Zu berücksichtigen sei fer­
ner, daß die Klägerin grob fahrlässig ihre Verpflichtungen zur 
Überprüfung der erteilten Abrechnungen über die Jahre hin stets 
verletzt habe, was um so befremdlicher erscheine, da sie nach den 
Angaben des Beklagten 1986 ca. 15 bis 16 und 1990 ca. 28 bis 30 
Arbeitnehmer beschäftigt habe. Dies sei keine besonders unüber­
sichtliche Zahl, bei der Irrtümer leichter Vorkommen könnten.

II. Mit dieser Begründung kann auch die Klage auf Rückzahlung 
überzahlter Bezüge nicht abgewiesen werden.

1. Der Anspruch auf Rückzahlungen von Gehaltsüberzahlungen un­
terliegt - wie andere Rechte und Rechtspositionen - der Verwir­
kung. Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts ist 
ein Recht verwirkt, wenn der Gläubiger es längere Zeit nicht aus­
geübt hat, und wenn der Schuldner darauf vertrauen durfte und 
darauf vertraut hat, er werde nicht mehr in Anspruch genommen 
werden. Hinzukommen muß aber - und das hat das Landesarbeitsge­
richt zu wenig berücksichtigt -, daß dem Schuldner die Erfüllung
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nach Treu und Glauben nicht mehr zuzumuten ist (BAGE 6, 165 = AP 
Nr. 9 zu § 242 BGB Verwirkung; BAGE 57, 329, 332 = AP Nr. 17 zu 
§ 630 BGB; Urteil vom 20. Juni 1989 - 3 AZR 504/87 - AP Nr. 8 zu 
§ 87 HGB; BAGE 64, 266, 270 = AP Nr. 1 zu § 1 BetrAVG Überzah­
lung ; Urteil vom 30. Januar 1991 - 7 AZR 497/89 - AP Nr. 8 zu 
§ 10 AÜG sowie zuletzt Urteil des Senats vom 8. April 1992 
- 5 AZR 168/91 -, n.v.). Das ist nach dem bisherigen Sachvortrag 
der Parteien nicht der Fall. Es liegen keine Anhaltspunkte dafür 
vor, daß dem Beklagten, der bis zu seiner Kündigung im Jahre 1989 
monatlich zwischen etwa 7.000,—  DM und 15.000,—  DM brutto ver­
diente, die Rückzahlung unzumutbar ist.

Die auch in der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts um­
strittene Frage, ob ein Recht nur dann verwirken kann, wenn der 
Kläger es kennt (bejahend: BAGE 29, 158, 168; BVerwGE 6, 204,
206; vgl. auch BAG Beschluß vom 9. Januar 1986 - 2 ABR 24/85 - AP 
Nr. 20 zu § 626 BGB Ausschlußfrist; BSGE 23, 62, 66; BSG Urteil 
vom 29. Oktober 1968 - 4 RJ 245/67 - AP Nr. 37 zu § 242 BGB Ver­
wirkung; verneinend: BAG Urteil vom 5. August 1969 - 1 AZR 
441/68 - AP Nr. 18 zu § 794 ZPO; BGHZ 25, 47, 53; RGZ 134, 38, 40 
f.) kann daher auf sich beruhen.

2. Hinsichtlich eines etwaigen Anspruchs auf Lohnsteuererstat­
tung kann die Einrede der Verwirkung ebenfalls nicht durchgrei­
fen. Insoweit fehlt es bereits an der Erfüllung des "Zeitmo­
ments". Die Lohnsteueraußenprüfung fand erst Ende 1990 statt. Ein 
Anspruch des Arbeitgebers auf Erstattung der Lohnsteuer entsteht 
frühestens im Zeitpunkt der Abführung. Ob und wann die Klägerin 
die Steuern abgeführt hat, ist nicht festgestellt. Das kann aber
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frühestens Ende 1990 gewesen sein. D^e Klage ist aber bereits am 
23. Mai 1991 erhoben worden.

III. Das Berufungsurteil stellt JÜch, soweit über den Anspruch 
auf Rückzahlung des überzahlte^ Arbeitsentgelts entschieden wor­
den ist, auch nicht aus ande/en Gründen als richtig dar (§ 563 
ZPO) .

1. Die vom Beklagten erhobene Einrede der Verjährung greift 
nicht durch.

In der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts ist aner­
kannt, daß für Bereicherungsansprüche des Arbeitgebers wegen 
Lohnüber-'-ahlung nicht die zweijährige Verjährungsfrist des § 196 
Abs. i Nr. 8, 9 BGB, sondern die dreißigjährige Verjährungsfrist 
dsS § 195 BGB gilt (BAGE 24, 434 = AP Nr. 5 zu § 195 BGB; sowie 
Urteil vom 9. Juli 1992 - 6 AZR 623/90 -, n.v.). Gleiches gilt
für den Anspruch des Arbeitgebers auf Erstattung der Lohnsteuer.

2. Nach den bisherigen Feststellungen kann die Klage auch nicht 
mit der Begründung abgewiesen werden, ein etwaiger Anspruch aus
§ 812 BGB sei wegen Wegfalls der Bereicherung nicht gegeben.

Nach § 818 Abs. 3 BGB ist der Bereicherungsanspruch ausge­
schlossen, "soweit der Empfänger nicht mehr bereichert ist". Al­
lerdings besteht die Bereicherung fort, wenn der Bereicherungs­
schuldner mit der Ausgabe des Erlangten anderweitige Aufwendungen
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erspart. Diese Grundsätze gelten auch bei der Rückzahlung von 
überzahltem Arbeitsentgelt (BAGE 53, 77 = AP Nr. 5 zu § 812 BGB). 
Die Darlegungs- und Beweislast für den Wegfall der Bereicherung 
liegt beim Anspruchsgegner, da es sich um rechtsvernichtende Tat­
sachen handelt (Baumgärtel/Strieder, Handbuch der Beweislast im 
Privatrecht, Band 1, 1981, § 818 BGB Rz 9). Beruft sich der 
rechtsgrundlos überzahlte Arbeitnehmer auf Entreicherung, so hat 
er im einzelnen Tatsachen darzulegen, aus denen sich ergibt, daß 
die Bereicherung weggefallen ist und er überdies keine Aufwen­
dungen erspart hat, die er ohnehin gemacht hätte. Dabei können 
dem Bereicherungsschuldner allerdings Erleichterungen der Dar­
legungs- und Beweislast zugute kommen.

Der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts hat in seinem 
Urteil vom 18. September 1986 (BAGE 53, 77 = AP Nr. 5 zu § 812 
BGB) dazu in Anlehnung an die beamtenrechtliche Rechtsprechung 
folgende Leitsätze aufgestellt:

Bestimmt ein Tarifvertrag des öffentlichen 
Dienstes, daß sich die Rückforderung zuviel ge­
zahlter Löhne nach den Vorschriften über die Her­
ausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung be­
stimmt, und hat der öffentliche Arbeitgeber dazu 
Richtlinien erlassen, wonach der Wegfall der Be­
reicherung ohne nähere Prüfung unterstellt werden 
kann, wenn die zuviel gezahlten Bezüge 10 v.H. 
der für den Zeitraum zustehenden Gesamtbezüge 
nicht übersteigen, so genügt der Arbeitnehmer, 
der den unteren und mittleren Einkommensgruppen 
zuzurechnen ist, seiner Darlegungspflicht nach 
§ 818 Abs. 3 BGB, wenn er die Ausgabe des zuviel 
Erlangten im Rahmen des angehobenen Lebensstan­
dards vorträgt.

Will der öffentliche Arbeitgeber in einem sol­
chem Fall Entreicherung nicht akzeptieren, hat er 
darzulegen und zu beweisen, daß die Voraussetzun-
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gen der Richtlinien nicht gegeben sind oder der 
Arbeitnehmer die überzahlten Bezüge nicht durch 
Anhebung seines Lebensstandards verbraucht hat.

Die Landesarbeitsgerichte haben derartige Erleichterungen 
der Darlegungs- und Beweislast auch Arbeitnehmern außerhalb des 
öffentlichen Dienstes, für die es keine derartigen Richtlinien 
gibt, zugute kommen lassen, jedoch nur solchen der unteren oder 
mittleren Einkommensgruppen (LAG Hamm Urteil vom 27. März 1974 
- 3 Sa 51/74 - BB 1975, 230; LAG Frankfurt am Main Urteil vom 
29. Sep- tember 1988 - 9 Sa 375/88 - LAGE § 818 BGB Nr. 1; a.A. 
LAG Berlin Urteil vom 20. September 1993 - 9 Sa 36/93 - Akten­
zeichen der Revisionsinstanz: 5 AZR 817/93). Dies wurde wie folgt 
begründet: Das Arbeitsentgelt stelle in der Regel wie Dienstbezü­
ge der Beamten die Grundlage für die Lebenshaltung und den Le­
bensstandard des Arbeitnehmers dar. Allein aus der Tatsache, daß 
das Arbeitsentgelt in der Regel das einzige Einkommen des Empfän­
gers darstelle, sei zu folgern, daß sich der Lebensstandard des 
Empfängers und seiner Familie nach der Höhe seiner Einkünfte be­
stimme . Schwankungen in der Höhe der Einkünfte führten daher re­
gelmäßig auch zu Schwankungen im Lebensstandard und in der Le­
bensweise, und zwar derart, daß der Empfänger höhere Bezüge zu 
einer besseren Lebenshaltung verwende. Dieser Grundgedanke trifft 
aber auf Empfänger höherer Einkommen nicht zu. Bei den Besser­
verdienenden kann (entgegen Grunsky, Anm. zum Urteil des BAG vom 
18. September 1986 - 6 AZR 517/83 - AuR 1987, 312, 316) nicht da­
von ausgegangen werden, daß höhere Einkünfte in der Regel auch 
ausgegeben werden. Von einem regelmäßigen Wegfall der Bereiche­
rung kann bei diesem Personenkreis nicht die Rede sein. Deshalb

15
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


15fV’- ’ f ■'!

können die vom Sechsten Senat aufgestellten Grundsätze auf Bes­
serverdienende, also Arbeitnehmer, die nicht zu den unteren oder 
mittleren Einkommensgruppen gehören, nicht übertragen werden.

Beklagte gehörte im gesamten Anspruchs Zeitraum zu den 
Besserverdienenden. Er erzielte ausweichlich der Lohnabrechungen 
Jahresbruttoverdienste von 119.034,70 DM im Jahre 1986,
98.856,48 DM im Jahre 1987, 157.460,52 DM im Jahre 1988 und 
119.682,41 DM im Jahre 1989. Daher kommen dem Beklagten im 
Streitfall keine Erleichterungen der Darlegungs- und Beweislast 
zugute.

Gegenüber einem etwaigen Anspruch auf Erstattung der Lohn­
steuer kommt eine Berufung auf einen Wegfall der Bereicherung von 
vornherein nicht in Betracht.

IV. Aufgrund der bisherigen Feststellungen läßt sich noch nicht 
beurteilen, ob die auf Rückzahlung überzahlter Bezüge gerichtete 
Klage begründet ist. Auch aus diesem Grunde erweist sich die Zu- 
rückverweisung als erforderlich.

Dabei erscheinen folgende Hinweise angezeigt:

1. Der Vortrag der Klägerin zu einem Anspruch auf Rückzahlung 
überzahlten Gehalts ist schlüssig. Trifft es zu, daß der Abzug 
der Nettobeträge für Pkw-Überlassung versehentlich unterlassen 
wurde, so ist der Beklagte in Höhe der unterlassenen Abzüge über­
zahlt worden und damit ungerechtfertigt bereichert. Trifft es
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weiter zu, daß der in den Monaten Januar 1986 bis Oktober 1987 
abgezogene Nettobetrag von jeweils 100,—  DM, insgesamt also 
2.200,—  DM, nicht den Sachwert der Pkw-Überlassung betraf, so 
ist die Klage auf Rückzahlung auch der Höhe nach begründet.

2. Ein Anspruch aus ungerechtfertigter Bereicherung ist mögli­
cherweise dann nicht gegeben, wenn der Vortrag des Beklagten zu­
trifft, wonach die Parteien verabredet haben, daß keine Nettobe­
träge abgesetzt werden sollten, um den sich aus der Steuerpro­
gression in Verbindung mit den steigenden Neuwagenwerten entste­
henden Nachteil für den Beklagten zu mildern. Eine solche Verein­
barung kann trotz der vereinbarten Schriftformklausel wirksam 
sein. Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
(Urteil vom 10. Januar 1989 - 3 AZR 460/87 - AP Nr. 57 zu § 74 
HGB; Urteil vom 16. August 1983 - 3 AZR 34/81 - AP Nr. 2 zu § 1 
BetrAVG Hinterbliebenenversorgung) sind mündlich vereinbarte Än­
derungen wirksam, wenn "die Parteien die Maßgeblichkeit der münd­
lichen Vereinbarung übereinstimmend gewollt haben". Das kann sich 
insbesondere auch daraus ergeben, daß die Parteien gemäß den Än­
derungen verfahren sind.

Der Vortrag des Beklagten zu den getroffenen Verabredungen 
ist allerdings zumindest teilweise unsubstantiiert. Das Landesar­
beitsgericht wird dem Beklagten Gelegenheit zu geben haben, ihn 
zu präzisieren, und zwar sowohl in Hinblick auf Zeitpunkt und nä­
here Umstände einer solchen Vereinbarung, als auch im Hinblick 
auf ihren genauen Inhalt. Das Landesarbeitsgericht wird die vom 
Beklagten behauptete Vereinbarung auszulegen haben. Möglicherwei­
se ging es den Parteien nur darum, daß dem Beklagten der Wert der
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privaten Nutzung des Firmenfahrzeugs in voller Höhe, d. h. netto, 
zufließen sollte. Dann hätten die Parteien bezüglich eines Teils 
des Entgelts (Pkw-Nutzung) eine Nettolohnvereinbarung getroffen. 
Das heißt, die Klägerin hätte die darauf entfallende Lohnsteuer 
zu tragen. Wäre die Vereinbarung <£§r Parteien dahin auszulegen, 
so wäre das Unterlassen des Nettoabzugs für die Pkw-Überlassung 
nicht die gebotene Verfahrensweise gewesen. Sie schießt nämlich 
über das Ziel, dem Beklagten die Vorteile der Pkw-Überlassung in 
voller Höhe zugute kommen zu lassen, weit hinaus. Denn er erhielt 
nicht nur den Pkw zur privaten Nutzung überlassen, sondern er be­
kam noch dazu - infolge des dadurch erhöhten Bruttobetrages - 
einen höheren Nettobetrag ausgezahlt.

Möglicherweise haben die Parteien aber auch vereinbart, daß 
dem Beklagten ein Teil des Lohnes, nämlich ein Nettobetrag in 
Höhe des für die Pkw-Nutzung brutto angesetzten Betrages, 
"schwarz" zufließen sollte. Darauf könnte hindeuten, daß die ur­
sprünglich richtige Abrechnung für Februar 1985 dahin "berich­
tigt" wurde, daß kein Nettobetrag mehr abgezogen würde. In diesem 
Fall wäre die auf Rückzahlung der überzahlten Bezüge gerichtete 
Klage nicht begründet. Allerdings liegt in einer einvernehmlichen 
Hinterziehung der Lohnsteuer und der Gesamtsozialversicherungs­
beiträge keine Nettolohnvereinbarung (BFHE 166, 558).

3. Die Beweislast dafür, daß ein Rechtsgrund nicht vorlag, 
liegt bei der Klägerin als Anspruchsstellerin. Sie beschränkt 
sich aber auf die Widerlegung der vom Bereicherungsschuldner sub­
stantiiert vorzutragenden Umstände, aus denen sich der Rechts-
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grund ergibt (vgl. Baumgärtel/Strieder, aaO, § 812 BGB Rz 10,
11). Hinsichtlich des Teilbetrages von 2.200,—  DM obliegt es von 
vornherein der Klägerin, substantiierte Behauptungen über etwa 
zugrunde liegende Abreden aufzustellen, und diese, wenn der Be­
klagte sie bestreitet, zu beweisen.

Bei einer etwaigen Beweisaufnahme wird das Berufungsgericht 
zu berücksichtigen haben, daß die Abrechnung für Januar 1985 hin­
sichtlich der Pkw-Überlassung aus der Sicht der Klägerin unrich­
tig war, dann aber berichtigt worden ist, und daß die Abrechnung 
für Februar 1985 aus der Sicht der Klägerin zunächst richtig war, 
da ein Nettobetrag für Pkw-Überlassung abgezogen worden war, 
gleichwohl aber von ihr dahin "berichtigt" worden ist, daß kein 
Nettobetrag abgezogen wurde. Wenn die Klägerin dafür keine plau­
sible Erklärung vorträgt, kann dies ein Indiz für die Richtigkeit 
der Behauptungen des Beklagten sein.

V. Was den Lohnsteuererstattungsanspruch der Klägerin anlangt, 
ist zunächst darauf hinzuweisen, daß ihr Vortrag dazu unschlüssig 
ist. Ein Zahlungsanspruch auf Erstattung der Steuerbeträge (vgl. 
dazu BAGE 20, 230; 26, 187; 31, 236; 45, 222 = AP Nr. 17, 20, 21, 
22 zu § 670 BGB) kommt nur dann in Betracht, wenn die Klägerin 
die Steuern tatsächlich abgeführt hat. Das hat sie bislang noch 
nicht (substantiiert) vorgetragen. Vorher kann nur ein Freistel­
lungsanspruch bestehen (BAGE 45, 222 = AP Nr. 22 zu § 670 BGB). 
Ein etwaiger Anspruch der Klägerin auf Lohnsteuererstattung kann 
aber aufgrund der vom Beklagten behaupteten Abreden (teilweise) 
ausgeschlossen sein.
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Im Hinblick auf das Verhältnis der beiden Ansprüche (An­
spruch auf Rückzahlung überzahlten Arbeitsentgelts und Anspruch 
auf Erstattung der abgeführten Steuern) zueinander ist darauf 
hinzuweisen, daß eine durch die rechtsgrundlose Zahlung verur­
sachte endgültige steuerliche Mehrbelastung des Bereicherungs­
schuldners als ein die Bereicherung mindernder Nachteil zu be­
rücksichtigen ist (vgl. BAG Urteil vom 9. Juli 1992 - 6 AZR 
623/90 -, n.v., sowie Soergel/Mühl, BGB, 11. Aufl., § 818 Rz 72).

Dr. Thomas Dr. Gehring Dr. Reinecke
Enck Hecker
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